
A n m e r k u n g :
Ein Mitglied der Redaktionskommission machte bei 

der Vorlage dieses Urteils mit Recht die Bemerkung, 
daß in ihm die eigene Ansicht des Gerichts fehle und 
daß die angezogene Rechtsprechung zu § 430 StPO aus 
sich widersprechenden Entscheidungen des Reichs
gerichts bestehe. Warum im objektiven Verfahren ein 
Eröffnungsbeschluß nicht notwendig ist, ergibt sich aus 
den Darlegungen über das Wesen und die Bedeutung 
des Eröffnungsbeschlusses in dem Urteil des Obersten 
Gerichts vom 1. Juni 1951 (NJ 1951 S. 467). In diesem 
Urteil ist darauf hingewiesen, daß der Eröffnungs
beschluß gerade auch den Angeklagten in die Lage 
versetzt, sich auf die Hauptverhandlung vorzuberei
ten, und daß der Eröffnungsbeschluß in unmittelbarer 
Beziehung zu der Hauptverhandlung und ihrem Gang 
steht. Alle diese Erwägungen verlieren im Verfahren

nach § 430 StPO ihre Bedeutung, so daß es in diesem 
Verfahren eines Eröffnungsbeschlusses nicht bedarf.

Wichtig für die Praxis scheint mir aber vor allem 
der Hinweis des Urteils darauf, daß für eine Ein
ziehung nach § 16 WStVO nur der äußere Tatbestand 
einer nach der WStVO mit Strafe bedrohten Handlung 
gegeben zu sein braucht. Einige Gerichte haben näm
lich Erwägungen darüber angestellt, ob nicht auch in 
diesem Falle die Schuld des Angeklagten festgestellt 
werden müsse und ob deshalb die Einziehung nicht 
unterbleiben müsse, wenn die Schuld aus irgend
welchen Gründen nicht gegeben ist. Der Sicherungs
charakter des § 16 WStVO, der vom Obersten Gericht 
schon mehrfach (Oberstes Gericht St 1 S. 195, 256, 263) 
festgestellt worden ist, gebietet, daß die Frage der 
Schuld und auch der Schuldfähigkeit in diesen Fällen 
außer Betracht bleibt. Hilde B e n j a m i n

Vizepräsident des Obersten Gerichts

L i t e r a t u r

Bücher
Das Einkommensteuergesetz und Durchführungsbestimmungen 

zum Einkommensteuergesetz. Herausgegeben vom Ministe
rium der Finanzen der Deutschen Demokratischen Repu
blik. Deutscher Zentralverlag, Berlin.

Das dritte Werk der neuen im Zentralverlag herauskommen
den Sammlung von Gesetzen auf dem Gebiete des Abgaben
rechts — das Einkommensteuergesetz — liegt nunmehr vor. 
Das Buch ist die amtliche, vom Ministerium der Finanzen der 
Deutschen Demokratischen Republik herausgegebene Neufas
sung des Einkommensteuergesetzes und seiner Durchführungs
bestimmungen. In die Neufassung sind alle jene Änderungen 
eingearbeitet worden, die auf dem Gebiete der Einkommensteuer 
nacn der StRVO, d. h. in den letzten drei Jahren, erlassen 
worden sind. Durch Anordnung 102/1951 vom 28. April 1951 ist 
die Neufassung in der hier abgedruckten Form ausdrücklich 
vom Finanzministerium zur amtlichen Fassung erklärt worden.

Der erste Teil enthält das eigentliche Einkommensteuergsetz 
Die Änderungen sind teilweise beachtlich, so etwa bei § 1 Abs. 3. 
Die früheren lohnsteuerrechtlichen Bestimmungen (§§ 38—42 
EStG) sind nicht mehr abgedruckt worden. Die Besteuerung 
des Arbeitseinkommens ist heute völlig losgelöst von der Ein
kommensteuer, die Trennung damit auch rein äußerlich voll
zogen.

Teil II enthält die zehn Durchführungsbestimmungen zur 
StRVO in übersichtlicher Reihenfolge, sofern sie sich auf das 
einkommensteuerrechtliche Gebiet beziehen.

Der dritte Teil bringt die Einkommensteuertabellen A und C 
zum Abdruck.

Das Werk ist, besonders auch wegen seines amtlichen Cha
rakters, ein vorzügliches Hilfsmittel für die Praxis und kann 
allen Interessenten wärmstens empfohlen werden.

Dr. S t i e b e n s

Zeitschriften
Demokratischer Aufbau Nr. 10: Linus Stiegler: Ein Jahr
Wähleraufträge; Ludwig Grünewald: Aus der Volksvertretungs
arbeit im Lande Brandenburg; Einschränkung der demokrati
schen Freiheit in Westdeutschland; Friedrich Ebert: Das neue 
Berlin; Die Finanzpolitik der Deutschen Demokratischen Re
publik; Aus der Arbeit des Ministeriums für Volksbildung der 
Deutschen Demokratischen Republik; Walter Pisternik: Auf
baugebiete in der Deutschen Demokratischen Republik; Dr. 
Werner Artzt: Rechtsmittel gegen Zwangsgeldfestsetzungen; 
Heinz Bull: Wie werden Arbeitsbrigaden in der Verwaltung 
gebildet; Der Erbschein; Die Bedeutung der Belege; Neue 
Ordnung im Formularwesen der inneren und allgemeinen Ver
waltung. Nur in A u s g a b e  A: Städte der Deutschen
Demokratischen Republik bauen für den Frieden; H. E. Win- 
rich: Planmäßige und operative Arbeit der Wohnungsämter; 
Volksvertretertagungen in der Sowjetunion; Dr. Kurt Zimmer
mann: öffentliche Rechtsberatungen in Leipzig; Dr. Rudi
Liebscher: Das neue Kündigungsrecht; Die Frage der Selbst
kostensenkung in der staatlichen Verwaltung. Nur i n A u s -  
g a b e  B: Willy Graumann: Der Plan der Werterhaltung;
Pflichtablieferung und Wirtschaftsstrafrecht; Uwe Wulf: 
Die Entgegennahme und Bearbeitung von Gewerbeanträgen; 
Richard Götze: Zur Arbeit der Brandschutzkommissionen; Die 
Verpachtung der Gemeindeschänke.
Die Arbeit Nr. 10: Otto Lehmann: Die Lehren aus dem Abschluß 
der Betriebskollektivverträge für das Jahr 1951 und die näch
sten Aufgaben; Walter Kramer: über Vorschlags- und Erfin
dungswesen; N. Anufrijenko: Arbeitsschutz — das wichtigste 
Gebiet der Gewerkschaftsarbeit; Kurt Helbig: Ein neuer Stalin-

Band — eine neue Waffe im Friedenskampf; Bernhard 
Schwalbe: Mehr Aufmerksamkeit dem gesellschaftlichen Auf
stieg unserer Frauen; Dr. Alfred Lemnitz: Politische Ökonomie 
des Sozialismus (Das Geld im Sozialisjnus).

Arbeit und Sozialfürsorge Nr. 19: F. Boiler: Am 13. Oktober 
ehren wir unsere Besten; G. Kronbügel: Leistungslohn in den 
Verwaltungsbetrieben; A. Edel: Das Ziel der Wohnraumlen
kung; C. Besser: Der Arbeitsschutz im Betriebskollektivvertrag; 
K. Wisniewski: Neue Wege der Personalunfallverhütung bei der 
Deutschen Reichsbahn; H. Kienast: Wie Kündigungen durch 
die Betriebsleitung nicht vorgenommen werden sollen; Kann 
der Urlaubsanspruch in Geld abgegolten werden?; Der Kün
digungsschutz der Schwangeren; P. Zumpe: Schlußbetrachtung 
zum Thema Unterhaltspflicht, Nr. 20: Auf jeden Friedenskämp
fer kommt es an; F. Döhbel: Es geht um technisch begründete 
Arbeitsnormen; F. ßeschnidt: Die große Kraftreserve für den 
Fünf jahrplan; A. Edel: Das Ziel dei Wohnraumlenkung (2); 
F. Dittmann: Die Werktätigen zur Mitarbeit heranziehen; A. 
Schiemann: Kontrollkolle.ktive im Arbeitsschutz; G. Zwickirsch: 
Mehr Sorge um den Kumpel im Steinkohlenbergbau; A. Liersch: 
Verpflichtungen aus dem Betriebskollektivvertrag werden er
füllt; C. Forberger: Berufserfahrung oder sogenannte Gewis
senhaftigkeit genügen nicht; G. Schaum u. O. Rößler: Stellung
nahme zu einer Entscheidung der SVA Thüringen wegen Un
fallrente; H. Paul: Zur Zustimmung der Betriebsgewerkschafts
leitung.

Berichtigung
In dem Beitrag von K. W a l d m a n n  „Unterhalts

anspruch des nichtehelichen Kindes nach § 17 des Ge
setzes vom 27. September 1950“ (NJ 1951 S. 320) heißt 
es im ersten Absatz nicht § 1718 BGB, sondern § 1708 
BGB.

In dem Artikel von A. N. Trainin „Die Frage des 
Kausalzusammenhanges im sozialistischen Strafrecht“ 
(NJ 1951 S. 342 ff.) heißt der Absatz auf Seite 346, 
rechte Spalte, unten:

„3. Der Kausalzusammenhang ist daher im Strafrecht 
nicht nur die objektive Grundlage der Verantwortlich
keit, sondern auch ein objektives Kriterium der Ver
antwortlichkeit: die die Hauptursache des gesellschafts
gefährlichen Ergebnisses bildende Handlung muß bei 
im übrigen gleichen Bedingungen eine größere straf
rechtliche Verantwortlichkeit nach sich ziehen als die 
Handlung einer Person, die bei der Verursachung 
dieses Ergebnisses eine nebensächliche Rolle gespielt 
hat. Folglich bestimmt auch der Grad der Verursachung 
den Grad der gesellschaftlichen Gefährlichkeit und 
infolgedessen das Ausmaß der strafrechtlichen Verant
wortlichkeit.“

Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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